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82/03 Ärzte, sonstiges Sanitätspersonal 

Beachte 

Diese Bestimmung tritt, soweit sie den Krankenpflegefachdienst und den Pflegehelfer betrifft, mit Ablauf 
des 31. August 1997 außer Kraft. Sie ist jedoch insofern weiterhin anzuwenden, als auf sie in den übrigen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes verwiesen wird (vgl. § 68 Abs. 9 idF BGBl. I Nr. 108/1997). 

Text 

V. Teil. 

Gemeinsame Bestimmungen. 

1. Hauptstück 

Berufsmäßige Ausübung des Krankenpflegefachdienstes, des medizinisch-technischen Fachdienstes 
und der Sanitätshilfsdienste 

§ 52. (1) Zur Ausübung eines in diesem Bundesgesetz geregelten Berufes sind berechtigt: 

 1. Personen, die ein nach diesem Bundesgesetz ausgestelltes Diplom oder Zeugnis besitzen, 

 2. Personen, deren im Ausland erworbene Ausbildung als gleichwertig anerkannt wurde und die die 
im Anerkennungsbescheid vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt haben, 

 3. Personen, die eine Bestätigung des Landeshauptmannes hinsichtlich der Gleichwertigkeit der 
ausländischen Urkunde sowie eine Bestätigung über die erfolgreiche Absolvierung der 
erforderlichen Ergänzungsprüfungen besitzen, 

 4. Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen), die im Besitz eines nach Inkrafttreten dieses Abkommens ausgestellten, in 
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der Anlage zu diesem Gesetz angeführten Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen 
Befähigungsnachweises in der allgemeinen Krankenpflege sind, 

 5. Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen), die im Besitz eines vor Inkrafttreten dieses Abkommens ausgestellten 
Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachweises in der allgemeinen 
Krankenpflege sind, das den Mindestanforderungen des Artikels 1 der im Anhang VII Abschnitt 
C Z 8 zum EWR-Abkommen enthaltenen Richtlinie 77/453/EWG vom 27. Juni 1977 (ABl. EG 
Nr. L 176 S. 8) nicht entspricht, sofern sie eine Bestätigung des Heimat- oder Herkunftsstaates 
vorlegen, aus der sich ergibt, daß diese Personen während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung 
der Bestätigung mindestens drei Jahre lang tatsächlich und rechtmäßig in der allgemeinen 
Krankenpflege berufsmäßig tätig waren, 

 6. Personen, die die schulversuchsweise Führung einer berufsbildenden höheren Schule zur 
Krankenpflegeausbildung erfolgreich abgeschlossen haben. 

(2) Die Berechtigung zur Berufsausübung erstreckt sich nur auf den in der jeweiligen Urkunde 
bezeichneten Beruf. 

(3) Eine Berufsausübung gemäß Abs. 1 und 2 darf nur 

 1. im Dienstverhältnis zu einer Krankenanstalt oder 

 2. im Dienstverhältnis zu sonstigen unter ärztlicher Leitung oder Aufsicht stehenden Einrichtungen, 
die der Vorbeugung, Feststellung oder Heilung von Krankheiten oder der Betreuung 
pflegebedürftiger Personen dienen, oder 

 3. im Dienstverhältnis zu freiberuflich tätigen Ärzt(inn)en oder Gruppenpraxen gemäß § 52a 
ÄrzteG 1998 

erfolgen. 

(4) Freiberuflich darf nur der Krankenpflegefachdienst (§ 5) mit Bewilligung des auf Grund des 
Berufssitzes des (der) Bewerbers(in) zuständigen Landeshauptmannes ausgeübt werden. Die Bewilligung 
ist zu erteilen, wenn der (die) Bewerber(in) innerhalb der letzten zehn Jahre diesen Beruf befugtermaßen 
durch zwei Jahre vollbeschäftigt oder entsprechend länger bei Teilzeitbeschäftigung in einem 
Dienstverhältnis gemäß Abs. 3 ausgeübt hat. Die Berechtigung zur freiberuflichen Berufsausübung ist zu 
entziehen, wenn die Berechtigung zur Berufsausübung gemäß § 56 zurückgenommen wird. Für die 
freiberufliche Ausübung des Krankenpflegefachdienstes ist ein Berufssitz in Österreich erforderlich. 
Berufssitz ist der Ort, an dem oder von dem aus die freiberufliche Tätigkeit regelmäßig ausgeübt wird. 
Jede Änderung des Berufssitzes ist dem Landeshauptmann anzuzeigen. 

(5) Die Ausübung des Berufes als Pflegehelfer(in) darf weiters im Rahmen von Institutionen, die 
Hauskrankenpflege anbieten, jeweils unter der Führung diplomierter Krankenpflegepersonen erfolgen. 
Die Berechtigung zur Ausübung des Berufes als Stationsgehilfe (Stationsgehilfin) erlischt mit Ablauf des 
31. Dezember 1995. 

(6) Im Zusammenhang mit der freiberuflichen Tätigkeit ist eine dem beruflichen Ansehen 
abträgliche, insbesondere jede vergleichende, diskriminierende, unsachliche oder marktschreierische 
Anpreisung oder Werbung verboten. 

(7) Eine der im § 44 angeführten Tätigkeiten in den Sanitätshilfsdiensten darf berufsmäßig bereits 
vor Ablegung der in den §§ 45 bis 50 vorgesehenen kursmäßigen Ausbildung ausgeübt werden. Die 
erfolgreiche Absolvierung dieser Ausbildung ist innerhalb von zwei Jahren ab Berufsantritt 
nachzuweisen. Kann nach Ablauf der zweijährigen Frist die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung 
nicht nachgewiesen werden, erlischt die Berechtigung zur weiteren berufsmäßigen Ausübung der 
Tätigkeit im Sanitätshilfsdienst. Die Unterbrechung einer Tätigkeit in den Sanitätshilfsdiensten infolge 
Präsenzdienstleistung nach dem Wehrgesetz 1990, BGBl. Nr. 305, in der jeweils geltenden Fassung, 
infolge Ableistung des Zivildienstes gemäß Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679, in der jeweils 
geltenden Fassung, infolge Karenzurlaubes nach dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, in der 
jeweils geltenden Fassung, oder infolge einer länger als drei Monate dauernden Erkrankung hemmt den 
Lauf der zweijährigen Frist. 

(8) Ein bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 ausgestelltes Zeugnis über den erfolgreichen 
Abschluss des ersten Ausbildungsjahres im gehobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege 
berechtigt zur berufsmäßigen Ausübung der im § 44 lit. g genannten Tätigkeit. 

(9) Personen, die zur freiberuflichen Ausübung gemäß Abs. 4 berechtigt sind, sowie Personen, die 
im Rahmen von Institutionen, die Hauskrankenpflege anbieten, gemäß Abs. 5 tätig sind, ist auf Antrag 
von der nach dem Wohnsitz des (der) Antragstellers (Antragstellerin) zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde ein mit Lichtbild versehener Berufsausweis, der die betreffende 
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Berufsbezeichnung (§§ 23, 43 i Abs. 2) enthält, auszustellen. Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat nähere Bestimmungen über Form und Inhalt der Berufsausweise durch 
Verordnung festzulegen. 

(Anm.: Abs. 10 tritt mit 1. Juli 2002 außer Kraft) 
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